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1. Systematische Grundlegung: Begriff, Funktionen 
und Formen politischer Partizipation' 
Eine Diskussion über die Ausweitung der direkten politischen Beteili· 
gungsrechte der Bevölkerung sollte sinnvollerweise von den Funktionen 
politischer Partizipation in demokratisch verfaßten Systemen ausgehen. In 
den repräsentativen Demokratien der westlichen Welt versteht man unter 
politischer Partizipation die direkte oder vennittelte Mitwirkung der Bevöl· 
kerung an der Entscheidung über die Besetzung politischer Führungs-
positionen und die Einflußnahme auf die Sach- und Personalentscheidun-
gen der politischen Führung'. 
Soweit die Bevölkerung nicht unmittelbar über Personal- und Sach-
fragen entscheidet, beeinflußt sie die Entscheidungen repräsentativer 
Organe durch die Ausübung von Artikulations- und Organisations-
rechten. Diese Rechte werden entweder auf konventionellem Wege, d. h. 
in institutionell geregelter Form bzw. durch eine Mitarbeit in Parteien und 
Interessengruppen, oder im Rahmen von Protestaktionen ausgeübt. Zu 
letzteren zählt man den legalen Protest und verschiedene Formen des 
zivilen Ungehorsams'. 
Die politische Beteiligung erfüllt in der Demokratie zahlreiche Funk-
tionen, teils für das partizipierende Individuum selbst, teils für das System. 
Im Mittelpunkt des folgenden Beitrags stehen zwei besonders wichtige 
Funktionen der politischen Partizipation, die Interessenvennittlung sowie 
die Sozialisation und Legitimation'. Nach einem kurzen Überblick über die 
institutionellen Grundlagen politischer Partizipation in der Bundesrepu-
blik Deutschland und über die Entwicklung der Partizipationspraxis 
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präsentiere ich einige Daten, auf deren Basis Aussagen darüber möglich 
sind, inwieweit eine aktive Teilnahme an der Politik die ihr zugeschrie-
benen Aufgaben der Interessenvermittlung und der Sozialisation erfüllt. 
Im abschließenden Teil wettlen diese Überlegungen auJ die bestehenden 
Formen kommunalpolitischer Partizipation bezogen. 
2. Politische Partizipation in der BRD - Institutionelle 
Ansatzpunkte und tatsächliche Gegebenheiten 
2.1 Partizipation in der repräsentativen Demokratie 
Nach den Bestimmungen von Art. 20 des Grundgesetzes gehön das 
Demokratieprinzip zu den vier zentralen Bestandteilen der Verfassungs-
ordnung der Bundesrepublik Deutschland. Die aus der Demokratienorm, 
insbesondere aus dem Prinzip der Volkssouveränität, resultierenden 
Möglichkeiten politischer Partizipation legt das Grundgesetz eindeutig 
fest: Es unterscheidet zwischen der direkten Ausübung der Staatsgewalt 
durch das Volk und seiner mittelbaren Regierung durch besondere 
Organe. Die direkte Selbstregierung erfolgt mittels Wahlen und Abstim-
mungen. Durch die Stimmabgabe bei Wahlen entscheiden die Bügerinnen 
und Bürger Ober die Besetzung politischer Führungspositionen, durch ihr 
Votum über Sachfragen legen sie fest, welche politischen Ziele realisien 
werden und welche Mittel dabei zum Einsatz kommen. Im Falle der 
direkten Demokratie ersetzen die Entscheidungen der Aktivbürger die 
entsprechenden Aktivitäten der Staatsorgane. In der mittelbaren oder 
repräsentativen Demokratie entscheiden demokratisch bestellte Organe 
an Stelle des Volkes, aber in seinem Auftrag und in seinem Interesse. 
Politische Partizipation bedeutet in diesem Falle nicht Mitwirkung an einer 
verbindlichen Entscheidung, sondern Kontrolle der Regierenden durch 
die Regienen und Einflußnahme auJ deren Handeln'. 
Im Verfassungsrecht und in der Verfassungswirklichkeit der Bundes-
republik dominien das Repräsentativprinzip. Dies gilt insbesondere für 
das nationale politische System, in dem die direkten Entscheidungsrechte 
der Bevölkerung auJ die Stimmabgabe bei Wahlen beschränkt sind. Im 
Vergleich damit sehen die Landesverfassungen wesentlich umfassendere 
direktdemokratische Einrichtungen vor". Die Regelungen der Gemeinde-
ordnungen sind partizipationsfreundlicher als die des Grundgesetzes, 
aber restriktiver als die der Landesverfassungen (vgl. dazu weiter unten). 
Da in der repräsentativen Demokratie eine direkte Entscheidung der 
Bevölkerung nur in eng umgrenzten Ausnahmefallen vorgesehen ist, 
existieren unterhalb der Schwelle der Entscheidungskompetenz zahl-
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reiche Kommunikations- und Rückkopplungsmechanismen. Sie sollen 
die Mitglieder des betreffenden Gemeinwesens dazu in die Lage versetzen, 
der politischen Führung ihre Forderungen mitzuteilen, Zustimmung zur 
staadichen Politik zu signalisieren, die Regierung zu kontrollieren und 
deren verantwortlichkeit gegenüber den Wählern sicherzustellen. Diese 
Fonnen politischer Einflußnahme lassen sich systematisch als Artikula-
tions- oder als Organisationsrecht interpretieren' . Erstere stellen individu-
ell nutzbare Instrumente dar, durch die die Bevölkerung der politischen 
Führung ihre Einstellungen übermittelt, letztere erfüllen die Funktion, 
durch den Zusammenschluß mehrerer Individuen zu einer Gruppe oder 
Organisation kollektiven Einfluß zu mobilisieren und auf diese Weise 
Druck auf die Regierung auszuüben. Als wichtigste Artikulations- und 
Orgnisationsrechte nennt das Grundgesetz die Vereinigungs- und die 
Versarrunlungsfreiheit, die Pressefreiheit, das Petitionsrecht und die Mög-
lichkeit zur Gründung politischer Parteien und zur Mitarbeit in diesen'. 
2.2 Die Nutzung der verfügbaren Beteiligungsrechte in der 
Bundesrepublik Deutschland 
Abgesehen von der Stimmabgabe bei Wahlen, nutzen die Bundesbürger 
die vom Grundgesetz und den Landesverfassungen vorgesehenen 
Partizipationsmöglichkeiten nur in bescheidenem Umfang. In der Beteili-
gung an Bundestags- und Landtagswahlen nimmt die Bundesrepublik im 
internationalen Vergleich zwar eine Spitzenposition ein, darüber hinaus-
gehende Aktivitäten sind jedoch die Sache einer relativ kleinen Minderheit. 
Daß die Beteiligung an Volksabstimmungen auf der Landesebene allen-
falls sporadisch erfolgt, ist angesichts der vergleichsweise restriktiven 
Bestimmungen kaum als Überraschung anzusehen? Selbst den weniger 
institutionalisierten Formen politischer Einflußnahme kommt keineswegs 
der Status von Massenaktivitäten zu. Wie die Übersichten 1 und 2 belegen, 
gilt diese Feststellung für konventionelle, wahl- und parteienbezogene 
Aktivitäten wie für den politischen Protest gleichermaßen lO• Relativ weit 
verbreitet sind nur Kommunikationshandlungen wie die Lektüre des 
politischen Teils der Zeitung oder das Diskutieren mit Freunden und 
Bekannten. Nach den von Barnes/Kaase (1979) präsentierten Ergebnissen 
stellen diese Aktivitäten zwar die Vorstufe zu einer aktiveren Involvierung 
in die Politik dar, als politische Partizipation im Sinne der Deftnition von 
Verba/Nie sind sie jedoch nicht zu bezeichnen. Der Anteil der Befragten, 
die durch ihre Mitarbeit in gemeindlichen Aktionsgruppen oder durch 
individuelle Politikerkontakte Einfluß auszuüben versuchen, schwankte 
in der Bundesrepublik im untersuchten Zeitraum um zehn Prozent. Nicht 
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Übersicht 1: Konventionelles politisches Verhalten in der BRD, 
1974-1990 
1974 1980 1981 1983 1984 1988 1990 MW 
Lektüre 72,6 73.8 73,2 
Diskussion 42,9 43,7 44,9 43,8 
Überzeugen 22,2 20,3 22,S 21,7 
Versammlung 21,9 15,0 18,5 
Gemeindeaktivität 14,0 8,7 11,4 
Politikerkontakt 11,2 6.6 8,4 8,7 
Wahlkampf 8,2 6,7 5,9 6,9 
Parteimitglied 3,2 1,6 8,1 6,7 2,6 4,4 4,4 
N 2307 2095 1305 992 1049 3052 3051 
Übersicht 2: Protestverhalten in der BRD,1974-1990 
1974 1980 1981 1983 1984 1988 1990 MW 
Unterschrift 30,S 17,7 45,S 26,3 42,3 32,S 
Bürgerinitiative 6.4 13,3 17,1 12,3 
Demonstration 8,5 4,6 13,8 13,2 11,9 11,3 16,6 11,4 
Boykott 4,3 1,3 6,8 5,3 10,2 6,6 
Verkehrsblockade 1,8 1,0 1,4 
Wilder Streik 0,9 0,3 0,6 
Steuerstreik 0,8 0,4 0,6 
Sit-Ins 0,2 0,1 0,2 
N 2307 2095 1305 992 1049 3052 3051 
Quellen: Political Action I und 11. Wortd Values Survey, Eurobarometer 19, Eurobarometer 21, 
Allbus 1988 und 1990. 
einmal halb SO groß war der Anteil der Parteimitglieder , von denen nach 
den vorliegenden - allerdings unzuverlässigen - Schätzungen maximal ein 
Viertel aktiv in den Parteien mitarbeitetl1 • 
Die Erwartung, eine venruirkte Nutzung von Protesttaktiken könnte 
die begrenzte Attraktivität der konventionellen Beteiligung ausgleichen 
und eine breite politische Mobilisierung nach sich ziehen, wird von den 
vorhandenen Daten ebenfalls widerlegt. Im Durchschnitt der für diese 
Studie ausgeweneten Erhebungen gab ein Drinel der BundesbÜfger an, 
sieh schon einmal an einer Unterschriftenaktion beteiligt zu haben, etwas 
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mehr als zehn Prozent hanen nach eigenen Angaben in einer Bürger-
initiative mitgearbeitet bzw. an einer Demonstration teilgenommen. 
Andere unkonventionelle Aktivitäten kommen noch seltener vor. 
2.3 Partizipation an der Kommunalpolitik: Institutionelle 
Grundlagen und politische Praxis 
Die bisher vorgelegten Daten lassen keine Unterscheidung zwischen der 
Beteiligung an der kommunalen und der nationalen Politik zu. Aus 
institutioneller per.;pektive ist eine solche Trennung auch kaum möglich, 
da das Homogenitätsgebot von An. 28 GG die tragenden Verfassungsprin-
zipien des nationalen politischen Systems für die politische Ordnung der 
Länder und Gemeinden verbindlich macht. Dadurch legt das Grundgesetz 
für die subnationale Ebene einen Mindestbestand an demokratisch-parti-
zipativen Einrichtungen fest, über den die Länder und Gemeinden bei der 
Normierung des politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozes-
ses zwar hinausgehen, hinter dem sie aber nicht zurückbleiben dürfen". 
Sämtliche im nationalen politischen System der Bundesrepublik institutio-
nalisierten Partizipationsmöglichkeiten stehen damit auch auf der lokalen 
Ebene zur Verfügung. Allerdings nutzten die Bundesländer bei der Verab-
schiedung der Gemeindeordnungen ihren Gestaltungsspielraum kaum, 
sondern orientierten sich bei der Ausgestaltung der inneren Gerneindever-
fassung strikt am Grundsatz der repräsentativen Demokratie. Über die 
Stimmabgabe bei Kommunalwahlen hinausgehende unminelbare Ent-
scheidungsrechte in Personal- und Sachfragen - wie die Volkswahl des 
Bürgermeisters oder der Volksentscheid - sind nur in wenigen Bundeslän-
dern vorgesehen. Die meisten in der üterarur aufgeführten kommunalen 
Partizipationsrechte (Bürgerversammlung, Bürgerbegehren, im Baurecht 
enthaltene Partizipationsldauseln) geben der Bevölkerung die Möglich-
keit, individuell oder kollektiv Forderungen zu artikulieren, die prinzipiell 
auch über Parteien, Verbände oder Bürerinitiativen oder über Individual-
oder Massenpetitionen in den politischen Prozeß eingebracht werden 
könnten. Sie eröffnen jedoch keine den Rahmen des Repräsentativprin-
zips überschreitenden Rechte und stellen die für repräsentative Demokra-
tien typische Machtverteilung zwischen den Eliten und den Nicht-Eliten 
nicht in Frage". In institutioneller Perspektive ist die beliebte Charakteri-
sierung der Gemeindepolirik als "Schule der Demokratie" nicht zu 
rechtfertigen. 
Das strikte Festhalten am Grundsatz repräsentativer Demokratie in 
einem Bereich der sich nach vorherrschender Auffassung für eine unmit-, 
telbare politische Beteiligung in besonderem Maß eignet", widerspricht 
den politischen Erwartungen der Bevölkerung. Wie die in lJbersicht 3 
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enthaltenen Daten über das politische Kompetenzbewußtsein der Bun-
desbürger belegen, schätzen die Bundesbürger die Chancen zur Einfluß-
nahme auf die Kommunalpolitik deutlich höher ein als die Einflußmög-
lichkeiten auf die nationale Politik. Zudem scheinen die traditioneUen 
Formen politischer Einflußnahme nur eine geringe Attraktivität zu be-
sitzen: Eine kommunalpolitische Einflußnahme durch Paneien, Interes-
senverlJände oder Politikerkontakte ziehen zusammengenommen nicht 
einmal ein Drittel der Befragten in Betracht, die Durchsetzung politischer 
Forderungen durch direkte VerwaJtungskontakte hat seit 1959 erheblich 
an Bedeutung eingebüßt. Statt dessen ist ein verstärkter Rückgriff auf 
Protestaktionen und auf ad hoc gebildete Aktionsgruppen zu verzeich-
nen. Die Daten belegen eindeutig, daß auf der kommunalen Ebene nicht 
nur besonders günstige strukturelle Voraussetzungen für einen Ausbau 
direkt-demokratischer Institutionen bestehen, sondern daß dies auch den 
ErwartUngen der Öffentlichkeit entspricht und daß die etablienen Einfluß-
kanäle offenkundig nicht ausreichen, um diesen Partizipationsbedarf zu 
befriedigen. 
3_ Politische Partizipation und Interessenvermittlung: 
Grundlegung und empirische Befunde 
In Übereinstimmung mit zahlreichen gleichlautenden Forschungsbefun-
den zeigen die bisher prä5entienen Daten eine Diskrepanz zwischen der 
demokratietheoretischen Norm einer breiten politischen Beteiligung und 
den tatsächlichen Gegebenheiten. Nur eine kleine Minderheit unter den 
Bundesbürgern nimmt aktiv auf politische Vorgänge Einfluß, zudem 
rekrutieren sich die Aktivbürger disproportional stark auS den höheren 
gesellschaftlichen Statusgruppen". Unter diesen Bedingungen drängt sich 
die Frage auf, ob mehr direkte Partizipation die ihr zugeschriebenen 
Funktionen überhaupt erfüUen kann oder ob die über die Wahlbeteiligung 
hinausgehende politische Partizipation nicht eher dazu dient, die Sonder-
interessen ohnehin privilegiener Gruppen durchzusetzen. 
Erstaunlicherweise hat sich die empirische Forschung mit der demo-
kratiemeoretisch und praktisch außerordentlich wichtigen Frage nach der 
gesamtgesellschaftlichen Repräsentativität der politischen Forderungen 
der politisch aktiven Minderheiten kaum auseinandergesetzt. Die weni-
gen hierzu vorgelegten Befunde vermitteln ein ausgesprochen uneinheit-
liches Bild'·. Je nach Erhebungszeitpunkt, Politikfeld und Partizipations-
form erweisen sich die Aktiven mitunter als überdurchschnittlich konser-
vativ, mitunter als besonders innovationsfreudig und fonscluinsorientien. 
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Übersicht 3: Bevorzugte Form der Einflußnahme auf die lokale 
und nationale Politik in der Bundesrepublik 
Deutschland. 1959-1980 
(Angaben: Prozentanteile). 
"Angenommen, hier in der Gemeindeverwaltung (Stadtverwaltung) würde eine 
Verordnung in Betracht gezogen, die Sie als sehr ungerecht oder nachteilig 
betrachten. Was meinen Sie, könnten Sie dagegen tun? 
Und wenn wir jetzt einmal annehmen, daß im Bundestag in Bonn ein Gesetz 
in Erwägung gezogen würde, das Sie als senr ungerecht und nachteilig ansehen. 
Was meinen Sie, könnten Sie dagegen unternehmen?" 
Lokal National 
1959 1974 1980 1959 1974 1980 
Informelle Gruppen 13 20 12 7 9 7 
Partei 3 2 1 6 4 3 
Interessenverband 5 1 7 6 1 4 
Indiv. Politikerkontakt 13 11 13 10 13 13 
Indiv. Behördenkontakt 26 9 8 4 1 1 
Rechtsweg 1 1 2 0 1 1 
Öffentlichkeit mobilisieren 4 3 2 1 
Wählen, Abstimmen, Kandidieren 1 3 3 3 13 10 
Gewalt 1 0 0 1 0 0 
Gewaltfreier Protest 12 10 11 8 
Protest unspezifisch 0 7 0 2 
Sonstiges 0 5 2 0 2 1 
Nichts 31 29 30 56 39 43 
k.A. 7 4 5 7 5 6 
N 955 2243 912 955 2243 912 
Quellen: The Civic Culture; Political Action I, Political Action 11; Auswertung d. Verf. 
Anmerkung: 1974 blieben die unter 18jährigen Befragten unberücksichtigt. 
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Eine klare Information über den Beitrag der politischen Partizipation 
zur Interessenvermittlung läßt sich aus den vorliegenden Erkenntnissen 
nicht gewinnen. Ein zweiter Mangel der bisherigen Forschung besteht in 
der Vernachlässigung der wichtigen Unterscheidung zwischen konven-
tionellen und unkonventionellen Fonnen der Interessendurchsetzung. 
Um Informationen über die praktische Bedeutung politischer Parti-
zipation als Instrument der Interessenvermittlung zu gewinnen, habe ich 
an Hand einiger für die Bundesrepublik Deutschland vorliegender Daten 
die Übereinstimmung zwischen den politischen Forderungen von Aktiven 
und Inaktiven untersucht. Dies erfolgt beispielhaft durch den Vergleich 
zweier Formen politischer Aktivität, der Mitgliedschaft in einer politischen 
Partei und der Beteiligung an einer legalen Protestdemonstration. Erstere 
gehön zu den konventioneUen, wahl- und paneienbezogenen politischen 
Aktivitäten, letztere kann als Prototyp einer unkonventionellen Aktivität 
bezeichnet werden. Bei einer Untersuchung anderer Aktionsfonnen er-
geben sich im Prinzip die gleichen Strukturen der Interessenvennittlung. 
Die für unsere Zwecke ausgewählten Partizipationsfonnen zeichnen 
sich durch bestimmte Merkmale aus, von denen in unserem Zusammen-
hang vor allem ihr Status als Minderheitenphänomen bedeutsam ist. In den 
für diese Untersuchung ausgewerteten Umfragen aus den Jahren 1974, 
1983 und 1990 wurden die Einstellungen der Bundesbürger zu zahlrei-
chen politischen Themen ermittelt. Hierzu gehören klassische Aufgaben 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik wie das Ausmaß staatlicher Wirtschafts-
regulierung, die A1ten- und die Gesundheitspolitik, innenpolitische The-
men wie die Innere Sicherheit sowie die sogenannten Themen der Neuen 
Politik (Gleichstellung der Frauen, Entwicklungshilfe, Umweltschutz, 
Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs)". 
Ein Vergleich (durchgeführt mit einem an Daiton18 angelehnten 
Verfahren) zur Übereinstimmung zwischen den Forderungen der Aktiven 
und der Inaktiven zeigt, daß die Politikerpräferenzen von Parteimitglie-
dern und Nichtmitgliedern in hohem Maße übereinstimmen. Die Partei-
mitglieder konfrontieren die politische Führung relativ unverfälscht mit 
den Anliegen der Inaktiven, die wenigen Unterschiede zwischen den 
beiden Vergleichsgruppen fallen im Ausmaß schwach aus und sind 
substantiell nicht sinnvoll zu interpretieren. Entgegen anderslautenden 
Behauptungen in der Literatur, die den Bedeutungsgewinn der Protest-
politik u.a. auf das Versagen der traditionellen Beteiligungsfonnen zurück-
führen", erfüllen konventionelle Aktivitäten weitgehend die ihnen zuge-
schriebene Funktion der Interessenvermittlung. 
Deutlich anders stellt sich die Sachlage bei einem Vergleich der 
politischen Präferenzen von Teilnehmern und Nicht-Teilnehmern an 
Demonstrationen dar. Die Forderungen dieser beiden Gruppen weichen 
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teilweise erheblich voneinander ab. In zahlreichen Politikfeldern votien 
die Mehrheit der Aktivisten für Maßnahmen, die die Mehrheit der Inaktiven 
ablehnt bzw. für unwichtig hält oder umgekehn. Diese Unterschiede 
konzentrieren sich auf die Themen der Neuen Politik, denen die Protestie-
rer einen wesentlich höheren Stellenwen einräumen als die protestpoli-
tisch inaktiven. Dies zeigt sich z.B. an der Einstellung zur Gleichberechti-
gung der Frauen (1974), zum verstärkten Engagement für die Dritte Welt 
(1983), zum Ausbau der Kernenergie und zur Terrorismusbekämpfung 
(1983). In allen diesen Fällen befürwonet die Mehrheit der Protestierer die 
Ziele der Neuen Politik, die Mehrheit der protestpolitisch Passiven lehnt sie 
ab. Auch weitere in unserer Analyse festgestellte Unterschiede passen in 
dieses Schema. Es ist also gerechtfertigt. in den Trägem von Protestaktio-
nen die Verfechter der Neuen Politik zu sehen. Der Zusammenhang 
zwischen dem politischen Protest und der Präferenz für die Ziele der 
Neuen Politik dürfte sich gerade aus dem Minderheitenstatus dieser 
Forderungen ergeben. In Anbetracht der derzeit noch fehlenden Mehr-
heitsfähigkeit besteht für die Paneien wenig Anlaß, sich für die Anliegen 
der Neuen Politik zu engagieren. Dies wiederum veranlaßt die Träger-
gruppen der Neuen Politik zum Protest, weil ihre Anliegen durch die 
Mobilisierung öffentlicher Aufmerksamkeit eine gewisse Durchsetzung-
schance erhalten". 
Auf Basis der Daten ist eine erste Antwon auf die Frage möglich, 
welchen Beitrag die politische Partizipation zur Interessenverrnittlung 
leistet und wie sich in der Bundesrepublik eine Abschätzung der zu 
erwanenden Effekte einer erweitenen politischen Beteiligung auf den 
Prozeß der Interessenverrnittlung auswirkt. Wie in anderen westlichen 
Demokratien scheint das Partizipationssystem der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Prinzip der Arbeitsteilung zu funktionieren. Kon-
ventionelle, auf Parteien, Interessenverbände und Wahlen bezogene 
Formen politischer Partizipation erfüllen die ihnen zugeschriebenen arti-
kulativen und repräsentativen Funktionen. Die Mehrheit der in diesem 
Bereich Aktiven vertritt Forderungen, hinter denen auch eine Mehrheit der 
Inaktiven steht. Demgegenüber sind die Präferenzen der Teilnehmer an 
Protestdemonstrationen nicht in jedem Falle für die inaktive, ·schweigen-
de Mehrheit" repräsentativ. Die protestierer weisen häufig gerade den 
Zielen einen hohen Stellenwen zu, die in der Bevölkerung insgesamt und 
unter den Inaktiven die Minderheitenposition darstellen. Gerade in der 
Öffnung der politischen Arena für neue, bislang vernachlässigte Themen 
kann jedoch eine besondere Leistung der Protestpolitik im demokrati-
schen Prozeß bestehen: ihre innovative Funktion. 
Die Auswirkungen einer erweitenen politischen Partizipation auf die 
Interessenverrnittlung hängen davon ab, ob es sich um Organisations-, 
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Anilrulations- oder Entscheidungsrechte handelt. Eine verstärkte Institu-
tionalisierung von Anilrulations- und Organisationsrechten kann zwar 
dazu führen, daß vermehrt Minderheitenforderungen Eingang in den 
politischen Prozeß fmden . Bevor hieraus verbindliche staatliche Entschei-
dungen werden, müssen sie jedoch die üblichen Prozesse der repräsen-
tativen Demokratie durchlaufen. Selbst bei einem Ausbau direktdemokra-
tischer Entscheidungsrechte erscheint die Befürchtung unbegründet, ak-
tivistische Minderheiten könnten ihre Interessen gegen die schweigende 
Mehrheit durchsetzen. Die Gruppe der aktiven Protestierer ist zahlenmä-
ßig zu schwach, um ihre Ziele ohne Koalitionspartner in Abstimmungen 
durchzusetzen. Diese Koalitionspartner müßte sie in der Gruppe der 
Inaktiven suchen, deren Einstellungen wiederum denen der Gesamtbe-
völkerung entsprechen. Überdies läßt sich die Gefahr einer Majorisierung 
der schweigenden Mehrheit durch die Aktivisten durch eine entsprechen-
de institutionelle Ausgestaltung des Volksentscheids reduzieren. 
4. Politische Partizipation und die Vermittlung 
demokratischer Werte und Normen 
Eine zweite Begründung der Forderung nach mehr politischer Partizipa-
tion liegt in der SoziaJisationsfunktion einer aktiven Anteilnahme an der 
Politik. In der theoretischen üteratur fmdet man zahlreiche Hinweise auf 
den positiven Beitrag politischer Partizipation zur Ausbreitung demokra-
tischer Werte, Normen und Handlungskompetenzen in einer Gesellschaft 
und ZUr Integration der Partizip.nten in das politische Gemeinwesen, 
d. h. auf die Sozialisations- und Legitimationsfunktionen politischer Be-
teiligung" . Über die zu einer demokratischen politischen Kultur gehöri-
gen Einstellungen besteht in der Uteratur zwar keine Übereinstimmung, 
jedoch erscheint die generelle Aussage möglich, daß eine Demokratie 
umso besser funktioniert, je größer der Anteil von Bürgern ist, die die 
Werte und Normen der Demokratie unterstützen. Mit Blick auf die jüngere 
deutsche Geschichte tendierte man in der Forschung und in der Politik 
dazu, den Deutschen ein gestörtes, zumindest aber ambivalentes Verhält-
nis zur Demokratie zu unterstellen". Nicht zuletzt aus dieser Einschätzung 
resultierte die strikt repräsentativ-<lemokratische Verfassungskonstrukti-
on des Grundgesetzes. Auf dem Hintergrund der autoritären politischen 
Tradition Deutschlands stellt sich die Chance zum Erwerb demokratischer 
Werte und Normen durch aktive politische Beteiligung als besonders 
wichtig dar. 
Die Erfüllung dieser Funktion durch die politische Beteiligung läßt 
sich ebenfalls empirisch untersuchen. Zwar stehen die für Analysen des 
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Wandels demokratischer Einstellungen benötigten Paneldaten nicht zur 
Verfügung, doch wurde in einer 1988 durchgeführten Reprnsentativ-
erhebung ermittelt, in welchem Maße die Bevölkerung die Werte und 
Normen der Demokratie unterstützt. Da diese Erhebung zugleich einige 
Indikatoren konventioneller und unkonventioneller Partizipation enthiek 
Cvgl. Übersichten 1 und 2), eignet sie sich als Grundlage für die Analyse der 
Sozialisationspotentiale politischer Beteiligung. Zur Erfassung der 
konventionellen und der unkonventionellen politischen Aktivität der 
Bevölkerung dient eine additive Skala, in die jeweils vier Verhaltensfor-
men Eingang fanden und deren Extremwerte damit durch die Positionen 
"keine Aktivität" bzw. "Beteiligung an allen vier Aktivitäten" markiert sind. 
Die sechs zur Erfassung demokratischer Werte und Normen brauch-
baren Einstellungsfragen konnten durch eine entsprechende Analyse zu 
zwei Dimensionen gruppiert werden. Die erste Dimension erfaSt den 
Wert- und Strukturaspekt der Demokratie. Sie steht mit einer positiven 
Einstellung zur Meinungs- und Versammlungsfreiheit, zur Legitimität von 
Opposition und ZUm Parteienwettbewerb in Verbindung. Die zweite 
Dimension betont den Konlliktaspekt der Demokratie, insbesondere die 
Legitimität von Interessenkonflikten in der Demokratie sowie das Span-
nungsverhältnis zwischen dem Demonstrationsrecht und der Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ordnung. Auch diese beiden Komplexe politi-
scher Einstellungen werden jeweils zu einer additiven Skala zusammen-
gefaßt". 
Wie die empirische Analyse zeigt, fördert die politische Aktivität die 
Unterstützung demokratischer Werte und Normen. Dies trifft für die 
Teilnahme an konventionellen wie an unkonventionellen Aktivitäten 
sowie für die beiden hier untersuchten Aspekte des Demokratieverständ-
nisses zu Cvgl. Übersicht 2). Während die positive Beziehung zwischen der 
konventionellen politischen Aktivität und der Unterstützung allgemeiner 
demokratischer Werte und Normen keine Überraschung darstellt und sich 
mit entsprechenden Erkenntnissen aus den Vereinigten Staaten deckt", 
war eine mit der Protestaktivität einhergehende Zunahme demokratischer 
Überzeugungen nicht von vomeherein zu erwarten. Politischer Protest, 
insbesondere in der Form des zivilen Ungehorsams, enthält ein Moment 
der Verletzung demokratischer Spielregeln. Dies scheint aber primär 
durch den spezifischen Protestanlaß bedingt zu sein und nicht aus einer 
generellen Absage an die Werte und Normen der Demokratie zu resultie-
ren. Wesentlich schwächer als die Unterstützung allgemeiner demokrati-
scher Prinzipien hängt die Einstellung zum Interessenpluralismus und zur 
Legitimität von Konflikten in der Demokratie mit der politischen Aktivität 
ZUsammen C vgl. Übersicht 4). Daß sich vor allem die Protesterfahrung, 
weniger das unkonventionelle Engagement, auf die Einschätzung der 
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Konflikt- und Pluralismusdimension der Demokratie auswirkt, ergibt sich 
aus der Konfliktorientierung des politischen Protests. Im Hinblick auf 
diese Eigenschaft ist es erstaunlich, daß die Protestaktivität nicht stärker mit 
der Unterstüzung des Pluralismus- und Konfliktaspektes der Demokratie 
zusammenhängt. 
Obgleich die verfügbaren Daten keine Aussagen über Ursache-
Wirkungs-Zusammenhänge zwischen der politischen Partizipation und 
dem Demokratieverständis zulassen, belegen sie die Sozialisationsfunkti-
on einer aktiven politischen Beteiligung. Dies ist vor allem im Hinblick auf 
die Teilnehmer an Protestaktionen bedeutsam. Anders als vielfach vermu-
tet, repräsentieren sie in der Bundesrepublik kein antidemokratisches 
Potential, sondern sie sind demokratischer eingestellt als die übrige Bevöl-
kerung. 
Mit einem überdurchschnittlichen politischen Interesse und Kompe-
tenzbewußtsein weisen die Protestierer, vor allem aber die konventionell 
Aktiven weitere Attribute des demokratischen Staatsbürgers auf. Die 
verbreiteten Thesen über die positive Beziehung zwischen politischer 
Unzufriedenheit und politischer Partizipation werden durch unsere Ana-
lyse nicht gestützt". 
Eine systematische Interpretation der vorgestellten Befunde ist nicht 
ganz einfach; denn der positive Zusammenhang zwischen politischer 
Partizipation und demokratischen Wertorientierungen läßt gegensätz-
liche Schlußfolgerungen zu. Stellt man die derzeit bestehenden Unter-
schiede zwischen Aktiven und Inaktiven in den Vordergrund der Überle-
gungen und macht sich klar, daß neue Partizipanten aus der Gruppe der 
bislang Inaktiven kommen müßten, dann könnte ein Ausbau der Partizi-
pationsmöglichkeiten den politischen Prozeß für Gruppen mit schwach 
entwickelten demokratischen Einstellungen öffnen. Verfechter der Theo-
rie der demokratischen Eliteherrschaft leiteten hieraus ihre Argumente für 
die Überlegenheit der bestehenden repräsentativ-<lemokratischen Struk-
turen gegenüber direktdemokratischen Konstruktionen ab"'. Eine dyna-
mische Betrachtung legt allerdings eine andere Interpretation nahe. Aus 
der mit zunehmender Aktivität kontinuierlich steigenden Unterstützung 
demokratischer Werte und Normen ergibt sich die Folgerung, daß der 
Wechsel von der inaktiven in die aktive Gruppe zumindest auf mittlere 
Sicht einen Einstellungswandel nach sich zieht, durch den die Unter-
stützung für demokratische Werte und Normen in der Gesellschaft steigt" 
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Übersicht 4: Unt~r.s:ü~un9 demokratischer Werte und politische 
Akt,v,tat In der Bundesrepublik Deutschland, 1988. 
Wertdimension Konfliktdimension 
Zahl Partei- Partei-
der Aktivitäten bezogen Protest bezogen Protest 
0 19.0983 20.1304 4.5624 4.3661 
1 20.3748 21 .2988 4.5088 4.5575 
2 20.9580 21.9472 4.3122 4.5909 
3 21.6243 22.4595 4.6427 5.1724 
4 21.5072 23.2143 4.7055 5.5286 
Alle 20.6221 20.6738 4.4974 4.4876 
K.A. 5.9 10.7 6.4 11 .2 
N 2871 2725 2857 2709 
Eta 
.2671 .2800 .0721 .1276 
R 
.2481 .2763 .0174 .1353 
5. Die Bedeutung politischer Partizipation für die 
kommunale Politik und Verwaltung 
Wie die empirische Analyse zeigt, erfüllt die politische Partizipation in der 
Bundesrepublik generell die ihr von der normativen Demokratietheorie 
zugewiesenen Funktionen der Interessenvermittlung und der Sozialisati-
on. Ein Ausbau direktdemokratischer Institutionen kann insofern die 
Effektivität und die Legitimität des politischen Systems steigern. In Anbe-
tracht der Konzentration der empirischen Partizipationsforschung auf die 
nationale Ebene des politischen Systems war in der vorangegangenen 
Bestandsaufnahme keine Unterscheidung zwischen lokalen und natio-
nalen Aspekten möglich. Da das Partizipationspotential der Kommunal-
politik in der literatur sehr optimistisch eingeschätzt wird"', müßte sich die 
Kommunalpolitik in besonderem Maße dazu eignen, die demokratischen 
Potentiale politischer Beteiligung zu aktivieren, d. h. eine breite Interes-
senberücksichtigung und die Diffusion demokratischer Werte zu fördern. 
Diese Leistungen kölUlte die kommunalpolitische Partizipation für das 
politische System der Gemeinden, aber auch für das nationale politische 
System erfüllen, das sich der Kommune als einer besonderen Aktionsebe-
ne bedient. Aus diesem Grunde soll abschließend geprüft werden, welche 
Rolle einzelne Formen kommunal politischer Partizipation bei der Er-
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füllung demokratisch-partizipativer Funktionen spielen können. Da zu 
diesem Problem keine empirischen Forschungsbefunde vorliegen, kann 
es nur darum gehen, das Potential dieser Beteiligungsformen auszuloten. 
5.1 Die demokratischen Funktionen einzelner Formen 
kommunalpolitischer Partizipation 
Seit dem Beginn der siebziger lahre enthalten die Gemeindeordnungen 
fast aller Bundesländer unter verschiedenen Bezeichnungen die Einrich-
tungen des Bürgerbegehrens und der BürgerversanunJung. Bürgerver-
sanunJungen, die entweder für die gesamte Gemeinde oder - in größeren 
politischen Einheiten - für einzelne Stadtteile durchgefühn werden, die-
nen dem Zweck, die Kommunikation zwischen der Bevölkerung und den 
lokalen Entscheidungsträgem zu verbessern. AnIäßlich derartiger Bürger-
versammlungen sollen die kommunalen Entscheidungsträger der Bevöl-
kerung ihre für einen bestimmten Zeitraum und ein mehr oder wertiger 
genau deflrtiertes Gebiet geplanten Vorhaben vorstellen, diese begründen 
sowie die Meinungen der Betroffenen und der breiteren Öffentlichkeit 
hierzu einholen. Die Funktionen der Interessenvenninlung und der Legi-
timitätsbeschaffung sind schon in der Konstruktion der Bürgerversamm-
lung angelegt, indem sie allen Interessierten und Betroffenen eine relativ 
unaufwendige Möglichkeit gibt, Forderungen unmittelbar an die Entschei-
dungsträger zu richten bzw. ihre Vorstellungen zu den geplanten Vorha-
ben zu artikulieren. Nach den von uns präsentierten Ergebrtissen ist nicht 
damit zu rechnen, daß anIäßlich von BürgerversanunJungen gänzlich 
unrepräsentative Forderungen vorgetragen werden, da sich deren Teil-
nehmer aus der Gruppe der konventionell oder unkonventionell Aktiven 
rekrutieren dürften. Selbst wenn das Protestpotential bei Bürgerversamm-
lungen überrepräsentiert wäre, müßte sich dies nicht negativ auswirken. 
Diese Einrichtung verfugt rticht über verbindliche Entscheidungskompe-
tenzen und die von ihr ausgehenden Anregungen können erst nach dem 
Durchlaufen eines repräsentativ~emokratisch verfaßten Prozesses in 
verbindliche kommunale Entscheidungen Eingang finden. 
Sozialisationsleistungen kann die aktive Beteiligung an Bürgerver-
sammlungen erbringen, indem sie die Möglichkeit bietet, Forderungen zu 
artikulieren und Argumente auszutauschen und auf diese Weise partizipa-
tive Kompetenzen zu erwerben. Soweit die kommunalen Führungsgrup-
pen ihre politischen Ziele und Maßnahmen vernünftig begründen und 
sich ernsthaft mit den auf BürgerversanunJungen vorgetragenen Anliegen 
auseinandersetzen, sind auch die legitimatorischen Effekte von Bürger-
versanunJungen rticht zu unterschätzen. Bekanntlich erhöht die Beteili-
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gung an einem Entscheidungsprozeß die Bereitschaft, sein Ergebnis zu 
akzeptieren. Mit der Bürgerversammlung vergleichbare Leistungen er-
bringen die Partizipationsklauseln im kommunalen Planungsrecht. Sie 
wurden unter anderem mit dem Ziel eingeführt, die Interessensberück-
sichtigung der politischen Planung zu verbessern und die Legitimität 
politischer Entscheidungen zu erhöhen. Gegen eine intensivere Nutzung 
der Bürgerversanunlung lassen sich kaum vernünftige Argumente vor-
bringen. 
Die partizipativen Funktionen des Bürgerbegehrens gehen einen 
Sehrin weiter. Bürgerbegehren informieren die kommunalen Entschei-
dungsgremien nicht nur über die Präferenzen der Bevölkerung, darüber 
hinaus verschaffen sie der Aktivbürgerschaft die Möglichkeit, die Kommu-
nalvenretung zur Beschäftigung mit bestimmten politischen Themen zu 
zwingen. Im Vergleich mit den Bürgetversammlungen und mit den verfas-
sungsmäßigen Artikulations- und Organisationsrechten vermineln sie den 
Entscheidungsträgem spezifISchere Information über die Forderungen 
der Bevölkerung, weil sie inhaltlich auf ein bestimmtes Anliegen ausge-
richtet sind, das zu begründen und in einigen Bundesländern mit einem 
Finanzierungsvorschlag zu versehen ist. Die anspruchsvolle institutionelle 
Ausgestaltung erschwert zwar die Anwendung des Bürgerbegehrens, sie 
verleiht ihm aber zugleich als Instrument der Interessenspolitik eine 
erhöhte Durchschlagskraft. Für die Entscheidungsträger ist es näntlich 
ausgesprochen schwierig, in einem förmlich geregelten Initiativverfahren 
artikulierte Forderungen zu übergehen. Aus der inhaltlichen Ausrichtung 
der bisher durchgeführten Bürgerbegehren ergeben sich keinerlei Hin-
weise auf Nutzung dieses Instruments für eine schichtspezifISch verzerrte 
Interessenspoltik. Die auf diesem Wege artikulierten Forderungen richten 
sich vornehmlich auf die Verbesserung der lokalen Infrastruktur und die 
Umweltpolitik29• Nach dem Ergebnis von Meinungsumfragen rangieren 
diese Themen generell auf den oberen Rängen der kommunalen Agenda, 
sie sind also nicht als Sonderwünsche aktivistischer Minderheiten abzu-
tun". Wie die geringe Erfolgsquote zeigt, setzen Bürgerbegehren auch 
keinen Automatismus zur Annahme der artikulierten Forderungen durch 
die Entscheidungsträger in Gang". 
Über das Sozialisations- und Legitimationspotential der Bürgerbe-
gehren läßt sich keine generelle Aussage machen. Die Teilnahme an 
entsprechenden Aktivitäten eignet sich grundsätzlich zum Erwerb politi-
scher Kenntnisse und Kompetenzen. Ob Bürgerbegehren die Akzeptanz 
einzelner Entscheidungen erhöhen und die Legitimität der politischen 
Ordnung stärken, hängt in erster Unie von der Bereitschaft der kommuna-
len Entscheidungsträger ab, auf die im Bürgerbegehren artikulierten 
Forderungen einzugehen. Wie die aus Baden-Württemberg vorliegenden 
341 
Oscar W. Gabriel. Deutschland 
Erfahrungen zeigen", werden die partizipativen Möglichkeiten des Bür-
gerbegehrens in der kommunalen Praxis nur unzulänglich ausgeschöpft. 
Dies hat einerseits mit dem Negativkatalog zu run, der dem Bürgerbegeh-
ren zahlreiche kommunale Aufgaben entzieht, noch stärker aber mit der 
außerordentlich restriktiven Prüfung der Zulässigkeit von Bürgerbegeh-
ren durch die Kommunalvertrerung. Die hieraus resultierenden negativen 
Efft:klt: betrt:fTen weniger die demokratische Funktion der Intcrcsscnver-
mittlung; denn neben dem Bürgerbegehren bestehen zahlreiche andere 
Möglichkeiten, Forderungen in den politischen Prozeß einzubringen. 
Negativ tangiert wird aber möglicherweise die Legitimations- und Soziali-
sationsfunktion politischer Beteiligung, die nur dann effektiv erfüllt wird, 
wenn die kommunalen Entscheidunstriiger bürgerschaftlichen Mitspra-
chewünschen aufgeschlossen gegenüberstehen und auf sie nicht über-
wiegend mit Vermeidungsstrategien reagieren. Über die erfolgreiche 
Erfüllung der Sozialisationsfunktion durch das Bürgerbegehren entschei-
det insofern weniger dessen instirutionelle Ausgestalrung als die Offenheit 
des politischen Systems für die Forderungen der Petenten. Allerdings ist 
die instirutionelle Ausgestalrung des Bürgerbegehrens in einigen Bundes-
ländern wesentlich benutzerfreundlicher als in anderen". 
Direkte, über die Stimmabgabe bei Kommunalwahlen hinausgehen-
de politische Entscheidungsrechte der Bürgerinnen und Bürger sehen in 
der Bundesrepublik nur die Gemeindeordnungen Baden~ Württembergs, 
SchIeswig-Holsteins und der fünf neuen Bundesländer vor. Plebiszite 
geben der Bevölkerung die Möglichkeit, an Stelle der kommunalen Orga-
ne verbindlich über kommunale Sachfragen zu entscheiden und dadurch 
die eigenen Präferenzen direkt in verbindliche Politik umzusetzen. Proble-
me für die Interessenberücksichtigung und die Legitimität des lokalen 
politischen Systems können auftreten, wenn aktivistische Minderheiten 
ständig eine inaktive Mehrheit majorisieren. Nach den hier präsentierten 
Daten über die Präferenzen von Aktiven und Inaktiven ist dies im Normal-
faU nicht zu erwarten, in einzelnen Fällen aber auch nicht auszuschließen. 
Die aus den USA und aus der Schweiz verfügbaren Erfahrungen mit dem 
Einsatz direktdemokratischer Instrumente vennitteln ein uneinheitliches 
Bild. In der Schweiz scheinen politische Innovationen auf direktdernokra-
tischem Wege nur schwer durchsetzbar ZU sein, vielmehr berichten einige 
Autoren über die konservative Ausrichtung der durch Plebiszite produ-
zierten Politikinhalte. Dieser Effekt dürfte aber weniger aus der instirutio-
neHen Ausgangsgestalrung des politischen Entscheidungsprozesses der 
Schweiz als aus der politischen Kultur dieses Landes resultieren. Es ist 
fraglich, ob repräsentative Instirutionen unter den bestehenden kulturel-
len Voraussetzungen andere Ergebnisse produzierten. In den Vereinigten 
Staaten läßt sich ein durchgängiges - liberales oder konservatives _ 
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Politikprofil der Referendumsdemokratie nicht nachweisen". Dies deutet 
ebenfalls darauf hin, daß die Policy-Effekte der direkten politischen 
Beteiligung von den Besonderheiten der Ausgangssituation beeinflußt 
werden, in der sie stattfindet. 
Eine systematisch verzerrte Interessenpolitik ist in direkten Demo-
kratien unwahrscheinlicher als in Repfäsentativsystemen, da eine Durch-
setzung von Minderheitsinteressen in Abstimmungen nur durch Koaliti-
onsbildung möglich ist. In repräsentativen Demokratien dagegen sind die 
Entscheidungsträger zwischen den Wahlen mit dem Druck aktivistischer 
Minderheiten konfrontiert, mit denen sie zudem durch eine ähnliche 
soziale Herkunft verbunden sind. Als Ausgleichsmechanismus fungiert 
hier ausschließlich der Interessenpluralismus, der allerdings eine verfäl-
schungsfreie Interessenartikulation und Aggregation nicht garantiert, weil 
die Organisation- und Konflikfähigkeit von Interessen stark variiert. 
Die Frage, ob die Einrichtungen direkter Demokratie in der kommu-
nalen Praxis die ihnen zugeschriebenen Funktionen erfüllen, ist beim 
derzeitigen Forschungsstand nur näherungsweise zu beantworten. Die 
wenigen brauchbaren Daten über die Akzeptanz und über die Leistungs-
fahigkeit der Einrichtungen direkter Demokratie auf der kommunalen 
Ebene zeigen übereinstimmend, daß nur eine Minderheit der Bürgerinnen 
und Bürger die neben dem aktiven' Wahlrecht verfügbaren Patizipations-
mögichkeiten nutzt. Allerdings muß sich nach dem Ergebnis unserer 
Untersuchung hieraus nicht unbedingt ein Problem für die Interessen-
berücksichtigung und die Legitimität kommunaler Politik ergeben. Wie die 
auf die nationale Politik bezogene Untersuchung zeigte, erfüllt das natio-
nale Partizipationssystem der Bundesrepublik Deutschland auf dem Wege 
der Arbeitsteilung artikulative, innovative, legitirnatorische sozialisato-
rische Funktionen. Aus den wenigen vorliegenden Untersuchungen über 
die Praxis des Bürgerbegehrens und Bürgerentscheides" ergeben sich 
keinerlei Anhaltspunkte für die Annahme, daß dies in der Kommunal-
politik gänzlich anders aussehen könnte. 
5.2 Möglichkeiten, Spielräume und Resultate einer Erweiterung 
kommunalpolitischer Beteiligung 
Wie der Überblick über die Strukturen und Funktionen direkter kommu-
nalpolitischer Beteiligung in der Bundesrepublik Deutschland zeigt, sind 
die Artikulations- und Organisationsrechte der Bevölkerung in der 
nationalen und lokalen Politik relativ gut ausgebaut. Von wenigen Bun-
desländern abgesehen, besteht in diesem Bereich kein dringender Bedarf 
an grundlegenden institutionellen Korrekturen. Verbesserungen der 
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Beteiligungspraxis könnten sich allenfalls auf die Senkung von Quoren, 
die Erweiterung der zulässigen Gegenstände von Bürgerbegehren und die 
Verkürzung der Befassungsfristen der Kommunalvertretung richten"'. Ob 
dies im Vergleicb mit der derzeitigen Situation eine breitere Nutzung der 
Beteiligungsrechte zur Folge häne, muß allerdings offen bleiben. 
Praktiscb bedeutsame Änderungen sind vor allem von einem Aus-
bau direkter politischer Entscheidungsrechte zu erwarten, da dies die 
bestehende Machtverteilung zwischen der Bevölkerung und den politi-
schen Führungsgruppen veränderte. Funktional läßt sich eine solche 
Refonn vornehmlich über die zu erwartenden Legitimations- und Soziali-
sationseffekte begründen. Das Ziel einer breiten Interessenberücksichti-
gung kann auch durch eine Nutzung der bereits bestehenden Organisati-
ons- und Artikulationsrechte erreicht werden. Gegen eine plebiszitäre 
Öffnung des politischen Systems werden allerdings einige Einwände 
vorgebracht, deren Stichhaltigkeit abschließend zu prüfen ist". 
• Kritiker einer Erweiterung der Institutionen direkter Demokratie in der 
Bundesrepublik berufen sich auf die negativen Erfahrungen der Weimarer 
Republik. Schon in Anbetracht der Tatsache, daß in den 14 Jahren des 
Bestehens der Weimarer Republik insgesamt nur acht Volksbegehren und 
zwei Volksentscheide stanfanden, ist dieser Einwand nicht stichhaltig. Er 
läßt zudem die erheblichen Unterschiede zwischen der politischen Kultur 
der Weimarer Republik und der der Bundesrepublik Deutschland außer 
acht. In einer gefestigten Demokratie, wie sie sich in allen Staaten Nord-
westeuropas nach dem zweiten Weltkrieg entwickelte, geht von einem 
Ausbau plebisZitärer Einrichtungen keine Gefahrdung der demokra-
tischen Stabilität aus, sondern eher eine Stabilisierung". 
• Das Argument, die Komplexität der politischen Probleme lasse einen 
Ausbau direktdemokratischer Institutionen nicht zu, trifft für die nationale 
Politik zwar eher zu als für die lokale Politik, ist aber in beiden Fällen nicbt 
überzeugend. Infolge der veränderten Praxis der Auswahl des politischen 
Führungspersonals, des Anstiegs des Bildungsniveaus der Bevölkerung 
und des Ausbaus des Massenkommunikationssysterns besteht zwischen 
Wählern und Gewählten heute ein geringeres Kompetenzgefalle als 
jemals zuvor. Dies gilt für die Kommunalpolitik noch stärker als für die 
nationale Politik. Durch den empirisch nicht belegbaren Hinweis auf eine 
unzulängliche Kompetenz der Bevölkerung zum Fällen politischer Ent-
scheidungen lassen sich Vorbehalte gegen das Prinzip der direkten Demo-
kratie nicht begründen, zumal dieser Einwand sich auch gegen die politi-
sche Steuerungsfunktion von Wahlen richten würde. Erstaunlicherweise 
wurden die Konsequenzen der Kritik an der Qualität des politischen 
Führungspersonals für die institutionelle Ausgestaltung der Demokratie 
bislang kaum thematisiert. 
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• Der Einwand, die bestehenden Beteiligungsmöglichkeiten würden 
nicht ausgenutzt und insofern bestehe kein zusätzlicher Partizipationsbe-
darf, geht zwar nicht völlig fehl, basiert aber auf einer unrealisitischen 
Einschätzung der Betroffenheit der Bevölkerung durch einzelne Sachent-
scheidungen und des damit verbundenen Mobilisierungseffektes. Anders 
als die Wahl der Regierung betreffen Plebiszite häufig nur eine bestimmte 
Wählergruppe, die von der Entscheidung nicht Betroffenen sind zur 
Stirnmabgabe kaum motiviert. Da diese Gruppen von Fall zu Fall unter-
schiedlich zusammengesetzt sind, können aus einer niedrigen Beteiligung 
an einer einzelnen Abstimmung keine Schlußfolgerungen bezüglich des 
Partizipationspotentials direkter Demokratie insgesamt abgeleitet wer-
den. Da die Ergebnisse der empirischen Forschung eine zunehmende 
Bereitschaft zur aktiven politischen Betätigung und ein stark entwickeltes 
kommunalpolitisches Kompetenzbewußtsein belegen, entspräche es 
dem Selbstverständnis der Demokratie auf die gewachsene Nachfrage 
nach Partizipationsmöglichkeiten mit einem entsprechenden Angebot zu 
reagieren. 
• Zutreffen dürfte schließlich auch der Einwand, daß eine erweiterte 
politische Beteiligung die Entscheidungsprozesse verzögert. In der Bun-
desrepublik zeigte sich in der Vergangenheit allerdings, daß rasche Ent-
scheidungen nicht immer gute Entscheidungen sind. Mitunter dürfte eine 
Verzögerung des Verfahrens der inhaltlichen Qualität einer Enl5Cheidung 
zugute kommen. Zudem könnte eine fJÜhzeitige Öffnung des politischen 
Entscheidungsprozesses dazu beitragen, die Zahl nachträglicher Korrek-
turen auf dem Rechtswege zu verringern, die im Einzelfalle zu größeren 
Verzögerungen führen als eine Beteiligung vor Abschluß des Ent-
scheidungsprozesses. 
Die vorgetragenen Argumente für einen Ausbau direktdemokrati-
scher Beteiligung sind für die kommunale Politik und Verwaltung beson-
ders relevant, weil das Prinzip einer unmittelbaren Mitwirkung in der 
deutschen Selbstverwaltungstradition relativ fest verankert ist, weil die 
strukturellen Voraussetzungen für eine direkte Bürgerbeteiligung auf der 
kommunalen Ebene besser sind als in der Bundes- und der Landespolitik 
und weil sich schließlich die Bürgerinnen und Bürger in der Kommunal-
poltik für kompetenter halten als in der nationalen Politik". 
6. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 
Es kommt nicht von ungefahr, daß in den sechziger und siebziger Jahren 
in fast allen westlichen Gesellschaften eine intensive Diskussion über die 
Erweiterung der politischen Beteiligungsrechte der Bevölkerung statt-
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fand. Mit dem Anstieg des Bildungsniveaus, dem Ausbau des Massenkom-
munkationssystems und dem Entstehen einer Dienstleistungsökonomie 
haben sich in der westlichen Welt die objektiven Voraussetzungen für eine 
breite, aktive Teilnahme der Bevölkerung an der Politik verbessert. Da-
durch verringerte sich auch die Distanz zwischen Wählern und Gewähl-
ten. Diese gesellschaftlichen Veränderungen schlugen sich in einer wach-
senden Nachfrage nach direkten politischen Mitbestinunungsrechten nie-
der. Diese veränderte ErwartUngshaltung der Bevölkerung können die 
Entscheidungsträger auf Dauer nicht ignorieren. 
Entgegen anderslautenden Behauptungen beeinträchtigt der Aus-
bau direktdemokratischer Institutionen die Funktionsfähigkeit des politi-
schen Systems nicht. Die politisch aktive Bevölkerung zeichnet sich durch 
eine überdurchschnittlich starke Unterstützung demokratischer Werte 
und Nonnen aus, ihre Forderungen an die politische Führung sind entwe-
der repräsentativ für die Gesamtbevölkerung, oder sie richten sich auf 
bislang vernachlässigte Themen. In Anbetracht der veränderten gesell-
schaftlichen und politischen Rahmenbedingungen ist von einem Ausbau 
der direkten Beteiligungsrechte in der Kommunal-, Landes- und Bundes-
politik keine Beeinträchtigung, sondern eine Verbesserung der Funk-
tionsfahigkeit des politischen Systems zu erwarten. Diese Feststellung 
schließt eine intensive Diskussion über die geeigneten Politikfelder und 
die angemessenen Beteiligungsfonnen natürlich nicht aus. Im Kern muß 
es dabei um eine Erweiterung der direkten Entscheidungsrechte gehen, im 
Bereich der Artikulations- und Organisationsrechte besteht lediglich ein 
gradueller Refonnbedarf. 
Vortrag gehalten am 16. April 1991 
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Anmerkungen 
I Die in diesem Beitrag benutzten Daten wurden vom "Zenb'alarchiv für empirische 
Sozialforschung", Universität zu Köln, zugänglich gemacht. Sie wurden von ver-
schiedenen Forschergruppen erhoben und vom "Zentralarcruv für empirische 
Sozialforschung (ZAr für die Analyse aufbereitet und dokumentiert. Weder die 
Primärforscher noch das "Zentralarchiv" tragen irgendeine Verantwortung für die 
Analyse und Interpretation der Daten in diesem Beitrag. 
, Vgl. VerbalNie 1912, S. 2; vgl . auch, Pestalozza 1981 , S. 8. 
, Genauer zu dieser Unterscheidung: Fuchs 1984: S. 621ff.; Uehlinger 1988: S. 129fT. 
• vgl. auch Verba!Nie 19n S. zr. 
, Ausführlich hierzu , Hesse 1985, S. 51ff. 
• Vgl. Abelein 1971; Pestalozza 1981 , S. 15ff.; Troi!ZSch 1979, S. 24ff.; Weber 1985. 
, Vgl . Dahl 197J, S. 2ff. 
11 Vgl. auch von Amim 1990: S. 89. 
9 Vgl. die Daten bei Pestalozza 1981, S. 2Off.; Troi!ZSch 1979, S. B4ff. 
10 vgl. zum internationalen Vergleich: Kaase 1982; Westle 1991. 
" Vgl . Sdunitz 1983' S. 190. 
" vgl. auch, Pestalozza 198L S. 14ff. 
B Zur übersicht über diese Beteiligungsmöglichkeiten vgl. von Amim 1990; Gabrie 
1988; von Kodolitsch 1980; Mattar 1983 . 
.. Vgl. dezidiert, von Amim 1990, S. 9Qff.; Hättich 1977; Kaase 1982, S. 187. 
" Vgl. u .a, Allerbeck 1980; Il3meslKaase et al. 1979;]ennings/ van Deth 1989; speziell 
für die Bundesrepublik Uehlinger 1988, S. 166ff. 
16 Vg!. hierzu die theoretischen Überlegungen und empirischen Daten bei: Allerbeck 
1980; Blackall Hansen 1975; Kaase 1981; Kirkpatrick 1975; Milbrath/GoeII977, S. 
151ff.; Nexon 1971; Shaffer 1980; 1982; VerbalNie 19n S. 267 ff.; zusammenfas-
send: Windhoff-Heritier 1983-
17 Vgl. detaillierter zu den Konzepten der Alten und der Neuen Politik BakerlDaltonl 
Hildebrandt 1981, S. 136ff. 
.. 1985, S. 280ff. 
" Vgl. u.a, Abromeit 1985; Guggenberger 1980; Mayer-Tasch 1985. 
" vgl. auch in diesem Sinne, 1nglehart 1979, S. 283f. 
" Vgl. U.a .' McCI05ky 1969; Pro<hro/ Grigg 1969; Scharpf 1970; Scaff 1975. 
U vgl. die Zusammenfassung bei Pr05s 1982. 
U Vgl. hierzu auch: Kaase 1971, Die erste Skala weist Werte zwischen 4 und 24 auf, 
die zweite vacüert zwischen den Werten 2 und 12 . 
.. Vgl. McC10sky 1%9; Pro<hro/ Grigg 1969. 
" Vgl. ähnlich, Tbomassen 1990, bes. S. 128ff., auf die Vorlage von Tabellen wird 
verzichtet. 
" Vgl. die Hinweise bei Scharpf 1970, S. 4Off. 
" Vgl. ähnlich, Pateman 1970. 
" vgl . z.B. von Amim 1m S. 90; Hättich 19n. 
" Vgl. Beilharz 198L S. 72ff.; Gabriell988, S. 9, sowie die Beiträge in KühneIMeiner 
1977. 
'" Vgl. z.B. Arzberger 1980. 
" Vgl. die Hinweise bei Beilharz 1981, S. 76ff.; Gabriel 1988, S. 9. 
" Vgl . Ardelt/Seeger 1977; Beilharz 1981. 
" Vgl. ausführlicher, Gabriel 1988' S. 6ff. 
,.. Vgl. die Beiträge in ButlerlRanney 1980; Windhoff-Heritier 1983. 
j \ Vgl. vor allem: Beilharz 1981; Gabriell988; Khüne/ Meiner 1977. 
" Vgl. ähnlich, von Amim 1990, S. 93f. 
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J7 Vgl. auch die Hinweise bei: Kühne 1977; Wassermann 1989: S. 183tf. 
'" Vgl. auch, Wassermann 1989, S. 183ft'. 
19 Ausführlicher: Gabriel 1988. 
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